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Personelle Ausstattung und Arbeitsbedingungen in den Jobcentern und 
Agenturen für Arbeit 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die erfolgreiche Vennittlung von Arbeitslosen in Beschäftigung ist, neben der 
Entwicklung des Arbeitsmarktes selbst - Entwicklung der Zahl der offenen Stel¬ 
len (Arbeitsnachfrage), Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen (Arbeitsange¬ 
bot) - und sinnvollen Maßnahmen wie beispielsweise Angeboten zur gezielten 
Weiterbildung, von der personellen Ausstattung in den Jobcentern und Agentu¬ 
ren für Arbeit sowie den Arbeitsbedingungen der dort Beschäftigten abhängig. 
Für eine erfolgreiche Integration der Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt dürfte 
dabei mit entscheidend sein, dass diejenigen, die länger arbeitslos sind und 
schlechtere Voraussetzungen mitbringen - zum Beispiel das Ausbildungsniveau 
betreffend -, mindestens eine genauso professionelle, individuelle Beratung und 
Vennittlung erhalten wie Arbeitslose, die erst kurze Zeit arbeitslos sind und 
bessere Voraussetzungen mitbringen. Schon vor diesem Hintergrund kann es 
sich nach Ansicht der Fragesteller als problematisch erweisen, dass Arbeitslose 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) in zwei verschiedenen so genannten Rechts¬ 
kreisen behandelt werden: Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) regelt 
die Absicherung über die Arbeitslosenversicherung und ist somit maßgeblich 
für all jene Menschen, die in der Regel noch nicht länger als ein Jahr arbeitslos 
sind und von den Agenturen für Arbeit betreut werden. Die Grundsicherung 
(Hartz IV) ist im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) geregelt und betrifft 
jene Arbeitslosen, die vom Jobcenter betreut werden. Ginge diese Zweiteilung 
beispielsweise mit schlechteren Arbeitsbedingungen, höheren Arbeitsbelastun¬ 
gen und niedrigeren Betreuungsschlüsseln in den Jobcentem einher, dürfte sich 
dies gleichermaßen nachteilig auf die Motivation und Gesundheit der in den 
Jobcentem Beschäftigten und auf die Chancen für eine erfolgreiche Arbeitsver¬ 
mittlung auswirken. Eine regelmäßige Prüfung der personellen Ausstattung und 
der Arbeitsbedingungen in den Jobcentem und Agenturen für Arbeit erscheint 
daher aus Sicht der Fragesteller unbedingt notwendig, um gute Arbeit und eine 
erfolgreiche Arbeitsvermittlung zu gewährleisten. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales 
vom 18. Juni 2019 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung der Bundesregierung 

Der Bundesregierung ist es ein wichtiges Anliegen, dass qualifiziertes und dau¬ 
erhaft beschäftigtes Personal in den Jobcentem und Agenturen für Arbeit einge¬ 
setzt wird. Dies ist für eine erfolgreiche Vennittlungsarbeit und für eine fehler¬ 
freie Leistungsgewährung ein wichtiger Beitrag. 

Für den Rechtskreis des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) gilt, dass die 
Bundesregierung nur den Rahmen für die personelle Ausstattung der gemeinsa¬ 
men Einrichtungen gestaltet. In der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem 
SGB II obliegt die Entscheidungsverantwortung über die Organisation, Personal¬ 
wirtschaft sowie die Art und Weise der Aufgabendurchführung grundsätzlich den 
Verantwortlichen vor Ort. Dieses Prinzip ist durch das Gesetz zur Weiterentwick¬ 
lung der Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende seit dem 1. Januar 
2011 für alle Jobcenter gesetzlich klargestellt. 

Die gemeinsamen Einrichtungen befinden sich nach § 44b SGB II in Trägerschaft 
von Kommune und Bundesagentur für Arbeit (BA). Für die Bereitstellung eines 
stabilen und gut qualifizierten Personalkörpers in den gemeinsamen Einrichtun¬ 
gen sind beide Träger vor Ort verantwortlich und müssen ihr Vorgehen in der 
Trägerversammlung abstimmen. Nach § 44c Absatz 4 SGB II verantwortet die 
Trägerversammlung dezentral die Personalbedarfsplanung der gemeinsamen Ein¬ 
richtungen. Eine Personalausstattung der gemeinsamen Einrichtung nicht nur 
durch einen, sondern durch beide Träger ist mit der Vorgabe einer „gemeinsamen 
Einrichtung“ in Artikel 91 e Absatz 1 des Grundgesetzes auch bereits verfassungs¬ 
rechtlich vorgezeichnet. 

Die Träger prüfen und verantworten, ob und inwieweit neue Personalbedarfe an¬ 
erkannt und mit notwendigen Stellen hinterlegt werden können. Für den Aufga¬ 
benbereich der BA wurden regelmäßig nach Bedarf Stellen für den Rechtskreis 
SGB II genehmigt. 

Für die zugelassenen kommunalen Träger liegen der Bundesregierung keine In¬ 
fonnationen vor. 

Für den Rechtskreis SGB III gilt, dass die BA als selbstverwaltete Körperschaft 
des öffentlichen Rechts in eigener Zuständigkeit über die Auswahl, Einstellung 
und den Einsatz ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entscheidet. Der Bundes¬ 
regierung obliegt lediglich die Rechtsaufsicht, die sich darauf erstreckt, dass Ge¬ 
setze und sonstiges Recht beachtet werden. 


1. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die jeweilige Mitarbeiter¬ 
kapazität in Vollzeitäquivalenten in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit 
Zuständigkeit für Arbeitslose nach SGB III und, zweitens, mit Zuständigkeit 
für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem (bitte für die Jahre 2005 bis 
2018 und den aktuellsten Monats- bzw. Quartalswert sowie für den Bund 
insgesamt, Bundesländer, Kommunen, kreisfreie Städte angeben)? 

Die Angaben können der beigefügten Tabelle 1* entnommen werden. In den 
Agenturen für Arbeit besteht keine Rechtskreistrennung, weswegen die Mitarbei¬ 
terkapazitäten insgesamt dargestellt werden. Die Darstellungen sind nur bundes¬ 
weit und nach den Regionaldirektionen möglich. 


Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/10987 auf der Intemetseite des Deutschen 
Bundestages abrufbar. 
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2. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die jeweilige Mitarbeiter¬ 
kapazität in Vollzeitäquivalenten mit direkter Zuständigkeit für die Betreu¬ 
ung bzw. Vennittlung Arbeitsloser in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit 
Zuständigkeit für Arbeitslose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen 
für Arbeit mit Zuständigkeit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem 
(bitte für die Jahre 2005 bis 2018 und den aktuellsten Monats- bzw. Quar¬ 
talswert sowie für den Bund insgesamt, Bundesländer, Kommunen, kreis¬ 
freie Städte angeben)? 

Die Angaben können der beigefugten Tabelle 2* entnommen werden. In den 
Agenturen für Arbeit besteht keine Rechtskreistrennung, weswegen die Mitarbei¬ 
terkapazitäten insgesamt dargestellt werden. Die Darstellungen sind nur bundes¬ 
weit und nach den Regionaldirektionen möglich. 

Im Rechtskreis SGB II entscheidet die Trägerversammlung der jeweiligen ge¬ 
meinsamen Einrichtung nach § 44c Absatz 2 Satz 1 SGB II dezentral über die 
organisatorischen und personalwirtschaftlichen Angelegenheiten. Für die Perso¬ 
nalbedarfsermittlung ist die Methodik nach dem Vorgehensmodell anzuwenden. 
Mit dem Vorgehensmodell wird die örtliche Entscheidung zur Personalausstat¬ 
tung anhand verschiedener Einflussfaktoren ergebnisoffen geprüft. Eine Zuord¬ 
nung von Mitarbeiterkapazitäten mit direkter Zuständigkeit für die Vermittlung 
kann nur in dezentraler Verantwortung vorgenommen werden. 

3. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Arbeitslosen 
bzw. zu Betreuenden in den Agenturen für Arbeit, erstens, in Zuständigkeit 
der Agenturen für Arbeit nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für 
Arbeit mit Zuständigkeit für SGB II sowie, drittens, in Zuständigkeit der 
Jobcenter (bitte für die Jahre 2005 bis 2018 und den aktuellsten Monats- 
bzw. Quartalswert sowie für den Bund insgesamt, Bundesländer, Kommu¬ 
nen, kreisfreie Städte angeben)? 

Die Angaben können den beigefügten Tabellen 3 und 4** entnommen werden. In 
den Agenturen für Arbeit besteht keine Rechtskreistrennung, weswegen die Mit¬ 
arbeiterkapazitäten insgesamt dargestellt werden. Weitere Daten können dem 
Statistikangebot der BA auf der Flomepage https://statistik.arbeitsagentur.de/ 
Navigation/Statistik/Statistik-nach-Regionen/BA-Gebietsstruktur-Nav.html 
entnommen werden. 


4. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die jeweilige Mitarbeiter¬ 
kapazität in Vollzeitäquivalenten mit direkter Zuständigkeit für die Betreu¬ 
ung bzw. Vermittlung pro Arbeitslosem bzw. Arbeitsloser bzw. pro zu Be¬ 
treuendem bzw. Betreuender in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zu¬ 
ständigkeit für Arbeitslose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für 
Arbeit mit Zuständigkeit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem (bitte 
für insgesamt, unter 25 Jahre, über 25 Jahre, für die Jahre 2005 bis 2018 und 
den aktuellsten Monats- bzw. Quartalswert sowie für den Bund insgesamt, 
Bundesländer, Kommunen, kreisfreie Städte ausweisen)? 

Die Angaben können der beigefügten Tabelle 2 * entnommen werden. In den 
Agenturen für Arbeit besteht keine Rechtskreistrennung, weswegen die Mitarbei¬ 
terkapazitäten insgesamt dargestellt werden. Die Darstellungen sind nur bundes¬ 
weit und nach den Regionaldirektionen möglich. 


Von einer Drucklegung der Tabelle wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/10987 auf der Intemetseite des Deutschen 
Bundestages abrufbar. 

* Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/10987 auf der Intemetseite des Deut¬ 
schen Bundestages abrufbar. 
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Im Rechtskreis SGB II entscheidet die Trägerversammlung der jeweiligen ge¬ 
meinsamen Einrichtung nach § 44c Absatz 2 Satz 1 SGB II dezentral über die 
organisatorischen und personalwirtschaftlichen Angelegenheiten. Für die Perso¬ 
nalbedarfsermittlung ist die Methodik nach dem Vorgehensmodell anzuwenden. 
Mit dem Vorgehensmodell wird die örtliche Entscheidung zur Personalausstat¬ 
tung anhand verschiedener Einflussfaktoren ergebnisoffen geprüft. 

Die Betreuungsschlüssel bilden dabei nur ein Kriterium und sind nicht allein aus¬ 
schlaggebend. Die im SGB II verankerten Betreuungsschlüssel sind insofern nur 
eine Orientierung. 


5. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung gegenüber den in Frage 4 
erfragten tatsächlichen Werten die jeweiligen Richtwerte, und wie hoch ist 
die jeweilige Differenz aus den jeweiligen tatsächlichen Werten und Richt¬ 
werten in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zuständigkeit für Arbeits¬ 
lose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für Arbeit mit Zuständig¬ 
keit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentern (bitte für insgesamt, unter 
25 Jahre, über 25 Jahre, für die Jahre 2005 bis 2018 und den aktuellsten Mo¬ 
nats- bzw. Quartalswert sowie für den Bund insgesamt, Bundesländer, Kom¬ 
munen, kreisfreie Städte ausweisen)? 

Für den Rechtskreis des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) sind keine 
Richtwerte der Betreuungsrelationen vorgegeben. 

Im Rechtskreis SGB II entscheidet die Trägerversammlung der jeweiligen ge¬ 
meinsamen Einrichtung nach § 44c Absatz 2 Satz 1 SGB II dezentral über die 
organisatorischen und personalwirtschaftlichen Angelegenheiten. Für die Perso¬ 
nalbedarfsermittlung ist die Methodik nach dem Vorgehensmodell anzuwenden. 
Mit dem Vorgehensmodell wird die örtliche Entscheidung zur Personalausstat¬ 
tung anhand verschiedener Einflussfaktoren ergebnisoffen geprüft. 


6. Wie viel Zeit hat eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter nach Kenntnis der 
Bundesregierung tatsächlich für einen Arbeitslosen bzw. eine Arbeitslose, 
wie ist der entsprechende Richtwert und wie die Differenz aus tatsächlichem 
Wert und Richtwert in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zuständigkeit 
für Arbeitslose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für Arbeit mit 
Zuständigkeit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem (bitte für insge¬ 
samt, unter 25 Jahre, über 25 Jahre, für die Jahre 2005 bis 2018 und den 
aktuellsten Monats- bzw. Quartalswert sowie für den Bund insgesamt, Bun¬ 
desländer, Kommunen, kreisfreie Städte ausweisen)? 

7. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Überstunden 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter insgesamt und je Mitarbeiterin und 
Mitarbeiter in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zuständigkeit für Ar¬ 
beitslose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für Arbeit mit Zu¬ 
ständigkeit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem (bitte auch je Ein¬ 
richtung und für die Jahre 2005 bis 2018 sowie für den Bund insgesamt, 
Bundesländer, Kommunen, kreisfreie Städte angeben)? 

Die Fragen 6 und 7 werden gemeinsam beantwortet. 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. 
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8. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Zahl der Überstunden 
der Beschäftigten insgesamt und je Beschäftigten in Deutschland im Durch¬ 
schnitt aller Wirtschaftszweige (bitte für die Jahre 2005 bis 2018 sowie für 
den Bund insgesamt, Bundesländer, Kommunen, kreisfreie Städte angeben)? 

Die Infonnationen können über die Intemetseite des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung kostenfrei heruntergeladen werden unter www.iab.de/de/ 
daten/arbeitsmarktentwicklung.aspx (Datei: Durchschnittliche Arbeitszeit und 
ihre Komponenten). Die Daten werden seit dem Jahr 1991 regelmäßig aktualisiert 
und veröffentlicht. 


9. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Krankenstand der Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zu¬ 
ständigkeit für Arbeitslose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für 
Arbeit mit Zuständigkeit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem (bitte 
auch je Einrichtung, Kurzzeit-, Langzeiterkrankung und für die Jahre 2005 
bis 2018 sowie für den Bund insgesamt, Bundesländer, Kommunen, kreis¬ 
freie Städte angeben)? 

Die Angaben können den beigefügten Tabellen 5 und 6** entnommen werden. 
Der Bundesregierung liegen Infonnationen erst ab dem Jahr 2013 und ausschließ¬ 
lich für Beschäftigte der BA vor. Die Darstellungen sind nur bundesweit und nach 
den Regionaldirektionen möglich. 


10. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Krankenstand der Be¬ 
schäftigten in Deutschland im Durchschnitt aller Wirtschaftszweige (bitte für 
die Jahre 2005 bis 2018 angeben)? 

Die Infonnationen können über die Intemetseite des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung kostenfrei heruntergeladen werden unter www.iab.de/de/ 
daten/arbeitsmarktentwicklung.aspx (Datei: Durchschnittliche Arbeitszeit und 
ihre Komponenten). Die Daten werden seit dem Jahr 1991 regelmäßig aktualisiert 
und veröffentlicht. 


11. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der Befristun¬ 
gen in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zuständigkeit für Arbeitslose 
nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für Arbeit mit Zuständigkeit 
für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentem (bitte auch je Einrichtung, in 
Prozent aller Beschäftigten und nach Befristungen mit Sachgrund, sach- 
grundlosen Befristungen sowie für die Jahre 2005 bis 2018, den Bund insge¬ 
samt, Bundesländer, Kommunen, kreisfreie Städte angeben)? 

Die Angaben können den beigefügten Tabellen 7 und 8** entnommen werden. In 
den Agenturen für Arbeit besteht keine Rechtskreistrennung, weswegen die Mit¬ 
arbeiterkapazitäten insgesamt dargestellt werden. Die Darstellungen sind nur 
bundesweit und nach den Regionaldirektionen möglich. 


Von einer Drucklegung der Tabellen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/10987 auf der Intemetseite des Deut¬ 
schen Bundestages abrufbar. 
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12. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der befristet 
Beschäftigten in Prozent aller Beschäftigten in Deutschland insgesamt (bitte 
für die Jahre 2005 bis 2018 und nach Befristungen mit Sachgrund, sach- 
grundlosen Befristungen aufschlüsseln)? 

Die Infonnationen können über die Intemetseite des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung kostenfrei heruntergeladen werden unter www.iab.de/de/ 
daten/arbeitsmarktentwicklung.aspx (Datei: Befristete Beschäftigung in 
Deutschland). Die Daten werden seit dem Jahr 1996 regelmäßig aktualisiert und 
veröffentlicht. 


13. Wie unterscheiden sich nach Kenntnis der Bundesregierung die Konditionen 
(Löhne, Tarife, Arbeitsbedingungen, Beteiligung der Personalräte sowohl 
bei Löhnen und Arbeitsbedingungen als auch bei Verfahrensfragen etc.) für 
die Beschäftigten in den Agenturen für Arbeit und den Kommunen sowie für 
den Rechtskreis SGB III und SGB II? 

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der BA gilt der Tarifvertrag der 
BA. Dieser gilt bundeseinheitlich für alle Beschäftigten der BA (sowohl im 
Rechtskreis SGB III als auch im Rechtskreis SGB II). Für die Beamtinnen und 
Beamten der BA findet das Beamtenrecht des Bundes Anwendung. Hierdurch ist 
gewährleistet, dass vergleichbare Tätigkeiten der Beschäftigten der BA bundes¬ 
weit und unabhängig vom Rechtskreis gleich bewertet werden. 

Für die Kommunen bestehen eigene Tarifverträge (z. B. Tarifvertrag für den öf¬ 
fentlichen Dienst, Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberver¬ 
bände, oder der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder). Diese un¬ 
terscheiden sich in der Struktur der Bezahlung, der Arbeitszeit aber auch in der 
Bewertung der jeweiligen Tätigkeiten. Der Bundesregierung liegen keine Infor¬ 
mationen darüber vor, wie die Tarifstruktur der kommunalen Beschäftigten in den 
einzelnen gemeinsamen Einrichtungen konkret ausgeprägt ist. 

Für die Beschäftigten der BA und für alle Beschäftigten in den gemeinsamen Ein¬ 
richtungen findet das Bundespersonalvertretungsgesetz Anwendung. 


14. Wie wird nach Kenntnis der Bundesregierung unter sonst gleichen Bedin¬ 
gungen (Alter, Berufserfahrung etc.) ein Arbeitsvermittler bezahlt, der ent¬ 
weder für den Rechtskreis SGB III oder SGB II arbeitet, und wie unterschei¬ 
det sich darüber hinaus der Lohn eines Arbeitsvermittlers, der bei den Agen¬ 
turen für Arbeit beschäftigt ist von dem, der bei den Kommunen beschäftigt 
ist (bitte nach Möglichkeit verschiedene Beispiele von Berufsanfänger bis 
erfahrener Arbeitsvermittler auflisten)? 

Nach Auskunft der BA erhalten tarifbeschäftigte Arbeitsvennittlerinnen und Ar- 
beitsvennittler in den Rechtskreisen SGB II und SGB III bundeseinheitlich in 
Abhängigkeit von der vorliegenden einschlägigen Berufserfahrung zurzeit ein 
Festgehalt von 3 274,31 Euro brutto monatlich (für Berufseinsteiger in der Ent¬ 
wicklungsstufe 1) bis 4 488,01 Euro brutto monatlich (bei Entwicklungsstufe 6). 
Dazu wird im Regelfall eine bundeseinheitliche Zulage in Höhe von zurzeit 
185,10 Euro gezahlt. In Abhängigkeit von speziellen Aufgabeninhalten (z. B. be¬ 
sonderer Schwierigkeitsgrad, Übernahme bestimmter zusätzlicher Aufgaben wie 
z. B. die Abwesenheitsvertretung einer Führungskraft) können im Einzelfall wei¬ 
tere Zulagen gezahlt werden. Im Bereich der Beamtinnen und Beamten ist der 
Dienstposten der Arbeitsvennittlerin/des Arbeitsvennittiers nach Besoldungs¬ 
gruppe A 10 Bundesbesoldungsordnung bewertet. 
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Hinsichtlich der Unterschiede in der Bezahlung von Arbeitnehmerinnen und Ar¬ 
beitnehmern der Bundesagentur für Arbeit gegenüber kommunalen Beschäftigten 
wird auf die Antwort zur Frage 13 verwiesen. 


15. Welche Möglichkeiten haben nach Kenntnis der Bundesregierung die Be¬ 
schäftigten, sich über ihre Arbeitsbedingungen zu beschweren, und welche 
Kenntnisse hat die Bundesregierung über etwaige Ergebnisse eines solchen 
Beschwerdemanagements, erstens, in den Agenturen für Arbeit und, zwei¬ 
tens, in den Jobcentem? 

Allen Beschäftigten sowohl im Rechtskreis SGB III als auch im Rechtskreis 
SGB II stehen sämtliche Beschwerdewege offen (z. B. Artikel 17 des Grundge¬ 
setzes oder § 125 des Bundesbeamtengesetzes). Die Beschwerden können auf un¬ 
terschiedlichen Wegen vorgebracht werden (z. B. Eingaben, Petitionen, Dienst¬ 
aufsichtsbeschwerden, Einschaltung der Führungskräfte, Beteiligung der Gre¬ 
mien, Fachkraft für Arbeitssicherheit). 

Die Bundesregierung führt keine Statistik zum Beschwerdemanagement. Sofern 
sich Beschäftigte an die Bundesregierung wenden, werden die Anliegen im Rah¬ 
men der Zuständigkeit bearbeitet. 


16. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Vennittlungsquote (aus 
Zähler: Abgänge Arbeitsloser durch Vennittlung in nicht geforderte Be¬ 
schäftigung, Nenner: Abgänge Arbeitsloser in nicht geforderte Beschäfti¬ 
gung insgesamt) in den Agenturen für Arbeit, erstens, mit Zuständigkeit für 
Arbeitslose nach SGB III und, zweitens, in den Agenturen für Arbeit mit 
Zuständigkeit für SGB II sowie, drittens, in den Jobcentern (bitte für die 
Jahre 2005 bis 2018 sowie für den Bund insgesamt, Bundesländer, Kommu¬ 
nen, kreisfreie Städte angeben)? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen vor, da eine solche Kenn¬ 
zahl nicht erhoben wird. 


17. Wie nachhaltig ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Arbeitsvermitt¬ 
lung (Dauer der Beschäftigung nach erfolgreicher Arbeitsvermittlung bzw. 
Beschäftigungsaufnahme bis zur erneuten Arbeitslosigkeit) in den Agentu¬ 
ren für Arbeit, erstens, mit Zuständigkeit für Arbeitslose nach SGB III und, 
zweitens, in den Agenturen für Arbeit mit Zuständigkeit für SGB II sowie, 
drittens in den Jobcentem (bitte für die Jahre 2005 bis 2018 und den aktu¬ 
ellsten Monats- bzw. Quartalswert sowie für den Bund insgesamt, Bundes¬ 
länder, Kommunen, kreisfreie Städte angeben)? 

Die Informationen können über die Intemetseite der BA kostenfrei heruntergela¬ 
den werden https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_3 1892/SiteGlobals/Forms/ 
Rubrikensuche/Rubrikensuche Form.html?view=processForm&resourceId= 
210368&input_=&pageLocale=de&topicId=807884&year_month=201812& 
year_month.GROUP=l&search=Suchen und https://statistik.arbeitsagentur.de/ 
nn 31892/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche Form.html?view= 
processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=307836 
&year month=201905&year month.GROUP=l &search=Suchen. 

Die Daten werden seit dem Jahr 2014 regelmäßig aktualisiert und veröffentlicht. 



Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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gemeinsame Einrichtungen: Mitarbeiterkapazität - BTR SGB II 
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Tabelle 3 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk 
Rechtskreis SGB III 
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Arbeitnehmer suchen, und als Arbeitslose, wenn sie darüber hinaus keine Beschäftigung haben, dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen und nicht an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme teilnehmen. 
Arbeitslose sind eine Teilmenge der Arbeitsuchenden. Personen, die bei einer Arbeitsagentur oder einem Jobcenter gemeldet sind, müssen nicht gleichzeitig arbeitsuchend sein. So werden etwa Personen, die im 
Rechtskreis SGB II gemeldet sind, dann nicht als arbeitsuchend geführt, wenn ihnen zum Beispiel nach § 10 SGB II keine Arbeit zumutbar ist, etwa weil sie die Schule besuchen oder Kinder bzw. Angehörige 
betreuen. Zudem werden Personen, die länger arbeitsunfähig sind oder eine längere geförderte Qualifizierungsmaßnahme besuchen, nicht als arbeitsuchend gezählt. 










Tabelle 3 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk 
Rechtskreis SGB III 






Tabelle 3 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk 
Rechtskreis SGB III 






Tabelle 3 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk 
Rechtskreis SGB III 






Tabelle 3 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk 
Rechtskreis SGB III 






Tabelle 4 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk (gE) 
Rechtskreis SGB II 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 4 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk (gE) 
Rechtskreis SGB II 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 





Tabelle 4 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk (gE) 
Rechtskreis SGB II 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 





Tabelle 4 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk (gE) 
Rechtskreis SGB II 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 





Tabelle 4 zu Frage 3 

Deutschland; RD-Bezirk (gE) 
Rechtskreis SGB II 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 






Tabelle 5 zu Frage 9 

alle Angaben in Prozent 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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Tabelle 6 zu Frage 9 

alle Angaben in Prozent 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
































































































Tabelle 6 zu Frage 9 

alle Angaben in Prozent 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
































































































Tabelle 6 zu Frage 9 

alle Angaben in Prozent 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
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